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Die neue Befugnis zur automatisierten Datenanalyse soll es dem Bundeskriminalamt 

ermöglichen, bereits rechtmäßig von ihm gespeicherte Daten und solche, auf die es 

rechtmäßig zugreifen kann, mit technischen Mitteln auszuwerten und zu analysieren. 

Die gesetzlich vorgesehenen Voraussetzungen und die Bindung an den jeweils im 

Einzelfall zu begründenden polizeilichen Aufgabenzweck stellen dabei sicher, dass 

verfassungsrechtliche Grundsätze gewahrt bleiben. 

Hierbei wird auch die vom Bundesverfassungsgericht hervorgehobene Unterscheidung 

zwischen der Begrenzung der einzubeziehenden Daten und der Eingriffsschwelle für die 

Durchführung der Analyse berücksichtigt. Die Befugnis knüpft nämlich nicht nur an den 

jeweils bestehenden Datenzugriff an, sondern setzt für ihre konkrete Nutzung zusätzliche 

aufgaben- und eingriffsbezogene Voraussetzungen voraus. Die automatisierte Analyse 

ersetzt damit weder die polizeiliche Verantwortungsentscheidung noch die erforderliche 

Prüfung der Verhältnismäßigkeit im Einzelfall durch den Ermittler oder Ermittlerin. 

Ferner regeln die vorliegenden Gesetzentwürfe – unter Berücksichtigung der verfassungs-

gerichtlichen Rechtsprechung – explizit, welche Daten in die automatisierte Datenanalyse 

einbezogen werden dürfen. Das Bundeskriminalamt kann nur Daten einbeziehen, die ihm 

bereits bekannt sind; genannt werden insbesondere polizeiliche Auskunftssysteme und der 

Informationsverbund, Vorgangs- und Falldaten, Asservatendaten sowie 

Telekommunikations-, Verkehrs- und Nutzungsdaten. Ergänzend können Datensätze aus 

gezielten Abfragen in staatliche Register sowie einzelne, bereits gespeicherte Datensätze, 

z.B. aus Internetquellen (bspw. sichergestellte Videos mit konkreten Anschlagsdrohungen 

seitens bekannter extremistischer Gruppierungen), einbezogen werden.  
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Insofern eröffnet die Datenanalysebefugnis dem Bundeskriminalamt lediglich die 

Möglichkeit, bereits rechtmäßig erlangte Daten automatisiert auszuwerten. Dies wird 

zusätzlich dadurch verdeutlicht, dass eine direkte Anbindung der Analyseanwendung an 

bestimmte externe Register und Internetdienste ausdrücklich ausgeschlossen ist. Daten aus 

externen Quellen können nur im konkreten Einzelfall einbezogen werden, wenn sie zuvor 

aufgrund einer entsprechenden Befugnisnorm rechtmäßig erhoben wurden und rechtmäßig 

gespeichert bzw. zwischengespeichert vorliegen. 

Zudem wird in den jeweiligen Befugnisnormen ausdrücklich auf § 12 BKAG verwiesen. 

Damit findet – entsprechend der Systematik des BKAG – eine weitere Eingrenzung der 

einzubeziehenden Daten statt, nicht nur über die jeweilige Befugnisnorm, sondern auch 

anhand der entsprechenden Grundsätze der hypothetischen Datenneuerhebung und der 

Zweckbindung. Zusätzlich werden über weitere Verweisungsnormen Daten zur 

Vorgangsverwaltung und zur befristeten Dokumentation polizeilichen Handelns sowie 

darüber hinaus auch Daten, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, 

explizit vom Anwendungsbereich der Vorschrift ausgenommen. 

Für die Durchführung einer automatisierten Datenanalyse ist eine Zusammenführung der 

entsprechenden Daten auf einer Analyseplattform vorgesehen, die sowohl 

einzelfallbezogen als auch einzelfallunabhängig erfolgen und insbesondere hinsichtlich des 

Grunddatenbestands auch eine dauerhafte Zusammenführung ermöglichen kann; die 

Plattform kann dabei als eine Art Arbeitsspeicher bzw. temporäre Arbeits- oder 

Analyseumgebung verstanden werden. Die gesetzlichen Speicher- und 

Aussonderungsfristen der in die Analyse einbezogenen Daten sowie die sonstigen 

datenschutzrechtlichen Vorgaben bleiben unberührt und gelten auch bei möglichen 

technischen Redundanzen. Entscheidend ist daher zwischen der bestehenden rechtmäßigen 

Speicherung der Ausgangsdaten und der lediglich technisch erforderlichen 

Zusammenführung für die Analyse zu unterscheiden. 
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